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Regeste

Arbeitslosenversicherung

Erwägungen

E. 21
November 1999 nicht anspruchsberechtigt war, ist demgegenüber für die Kasse verbindlich
( BGE 126 V 401 f. Erw. 2b/cc). b) Gemäss einem allgemeinen Grundsatz des
Sozialversicherungsrechts kann die Verwaltung eine formell rechtskräftige Verfügung,
welche nicht Gegenstand materieller richterlicher Beurteilung gebildet hat, in
Wiedererwägung ziehen, wenn sie zweifellos unrichtig und ihre Berichtigung von
erheblicher Bedeutung ist ( BGE 126 V 23 Erw. 4b, 46 Erw. 2b, 125 V 389 Erw. 3, je mit
Hinweisen). Von der Wiedererwägung ist die so genannte prozessuale Revision von
Verwaltungsverfügungen zu unterscheiden. Danach ist die Verwaltung verpflichtet, auf eine
formell rechtskräftige Verfügung zurückzukommen, wenn neue Tatsachen oder neue
Beweismittel entdeckt werden, die geeignet sind, zu einer andern rechtlichen Beurteilung zu
führen ( BGE 126 V 24 Erw. 4b, 46 Erw. 2b, je mit Hinweisen). c) Ernsthafte Zweifel
daran, dass der Beschwerdeführer in der Schweiz wohne, kamen erstmals auf, als der
Arbeitslosenkasse Ende September 1999 das an den Beschwerdeführer an eine Adresse in
Frankreich gerichtete Schreiben einer dortigen Behörde vorgelegt wurde. Vor der
Einleitung der entsprechenden Nachforschungen am 19. Oktober 1999 war der Verwaltung
lediglich bekannt, dass "ein Kind" des Beschwerdeführers in Frankreich wohne, während
von der Mutter dieses Kindes ebenso wenig die Rede war wie von den undurchsichtigen
Wohnverhältnissen an der Strasse A.________. Die anschliessend getätigten Abklärungen
führten zum Ergebnis, dass der Beschwerdeführer während des relevanten Zeitraums nicht
in der Schweiz wohnte. Damit hat die Arbeitslosenkasse eine neue Tatsache entdeckt, die
ohne weiteres geeignet war, zu einer anderen Beurteilung der Anspruchsberechtigung des
Beschwerdeführers auf Taggelder der Arbeitslosenversicherung zu führen. Unter diesen
Umständen waren die Voraussetzungen für eine prozessuale Revision gegeben, und es lag
ein Rückkommenstitel vor, auf Grund dessen die Arbeitslosenkasse befugt war, auf die
geleistete Taggeldzahlung zurückzukommen und zu Unrecht bezogene Leistungen
zurückzufordern. 6.- Da es im vorliegenden Verfahren um Versicherungsleistungen geht,
sind gemäss Art. 134 OG keine Gerichtskosten zu erheben. Das Gesuch um unentgeltliche
Rechtspflege im Sinne der Befreiung von den Gerichtskosten erweist sich daher als
gegenstandslos. Die unentgeltliche Verbeiständung kann hingegen gewährt werden (Art.
152 in Verbindung mit Art. 135 OG ), da die Bedürftigkeit aktenkundig ist, die Beschwerde
nicht als aussichtslos zu bezeichnen und die Vertretung geboten war ( BGE 125 V 202 Erw.
4a und 372 Erw. 5b, je mit Hinweisen). Es wird indessen ausdrücklich auf Art. 152 Abs. 3
OG aufmerksam gemacht, wonach die begünstigte Partei der Gerichtskasse Ersatz zu



leisten haben wird, wenn sie später dazu im Stande ist. Demnach erkennt das Eidg.
Versicherungsgericht: I.Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde wird abgewiesen. II.Es
werden keine Gerichtskosten erhoben. III. Zufolge Gewährung der unentgeltlichen
Verbeiständung wird Advokatin Kathrin Bichsel, Basel, für das Verfahren vor dem
Eidgenössischen Versicherungsgericht aus der Gerichtskasse eine Entschädigung
(einschliesslich Mehrwertsteuer) von Fr. 2500.- ausgerichtet. IV.Dieses Urteil wird den
Parteien, der Kantonalen Schiedskommission für Arbeitslosenversicherung Basel- Stadt,
dem Kantonalen Amt für Industrie, Gewerbe und Arbeit Basel-Stadt, der Öffentlichen
Arbeitslosenkasse Basel-Stadt und dem Staatssekretariat für Wirtschaft zugestellt. Luzern,
31. Juli 2001 Im Namen des Eidgenössischen Versicherungsgerichts Der Präsident der I.
Kammer: Der Gerichtsschreiber:
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